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Anschober, Freunde und Freundinnen vom 14. Mai 1993, 

ZI. 4847/J-NR/1993, "das Projekt Lainzer Tunnel" 

Einleitend möchte ich anmerken, daß sich das Hohe Haus in den letzten Jahren in 

Plenarsitzungen, Ausschußdiskussionen und individuellen Wortmeldungen sowohl 

zur Förderung als auch zum Ausbau des Schienenverkehrs in Österreich bekannt 

hat. Eine Vielzahl von ökologischen und ökonomischen Gründen machen diese Ab­

sicht zu einem wesentlichen verkehrspolitischen Ziel unseres Landes. Die Verlage­

rung des Personen- und Gotertransportes von der Straße auf die Schiene und eine 

Eindämmung des mancherorts immerunzumutbarer werdenden Individualver­

kehrs, ein Angebot an leistungsfähigen Transportwegen für unsere Wirtschaft und 

die Entlastung der Menschen an stark frequentierten Transitrouten sind nur einige 

von vielen Stichworten in diesem Zusammenhang. Bei allen diesen Überlegungen 

galt und gilt es aber zu berücksichtigen, daß Österreichs Schienennetz - in seinen 

Grundzügen - zum Großteil bereits über 120 Jahre besteht. Es ist daher nur allzu 

verständlich, daß mit dieser Infrastruktur die oben angefilhrten verkehrspolitischen 

Anforderungen zum Teil einfach nicht mehr erfOllt werden können. Leistungsfähige, 

den Anforderungen des heutigen und vor allem des künftigen Verkehrsaufkommens 

auf der Schiene gerecht werdende Bahnverbindungen sehen anders aus als jene 

Trassen, die gegen Ende des/etzten Jahrhunderts geplant und gebaut wurden. 
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Aus diesem Grund wurde im Jahre 1989 das Hochleistungsstreckengesetz 

geschaffen. Die dahinterstehende verkehrspolitische Absicht hat sich nicht getm­

dert. Die damit ebenfalls gegründete Hochleistungsstrecken AG (HL-AG) sollte als 

Planungs- und Errichtungsgesellschaft für leistungsfähige Hochleistungsstrecken 

dafür Sorge tragen, daß Österreich mittelfristig ein modernes auch den langfristig 

zu erwartenden Anforderungen gerecht werdendes SChienenverkehrsnetz erhalt, 

welches eine echte Alternative zum noch immer wachsenden Autobahn- und 

Schnellstraßennetz darstellt. Zudem sollte damit der Anschluß Österreichs an das ... 

europäische Hochleistungsstreckennetz gewährleistet werden und unserer Wirt­

schaft die notwendige verkehrstechnische Anbindung an den europäischen Wirt­

schaftsraumermöglicht werden. 

Das Thema der gegenständlichen Anfrage, die Verbindungsstrecke zwischen der 

West-, Süd- und Donauländebahn - auch kurz "Lainzer Tunnel" genannt -, war und 

ist dabei von jeher ein zentrales Element dieser verkehrspolitischen Überlegungen 

gewesen. Die inzwischen eingetretene politische und wirtschaftliche Öffnung Ost­

europas hat die Dringlichkeit einer leistungsfähigen Verbindung zwischen den bei­

den Hauptverkehrsachsen - nämlich der West- und Südbahn - im Großraum Wien 

noch verstärkt. 

Wie ich mich in der Zwischenzeit persönlich informieren und überzeugen konnte, 

betreibt die HL-AG bei der Erfüllung eines verordneten Planungsauftrages eine 

offene und intensive Informationspo/itik gegenüber den Anrainern entlang der ge­

planten Trasse und Bürgerinitiativen. Allein der Umstand, daß von 289 Einreichun­

gen im Zuge des §-4-Verfahrens 166 Stellungnahmen positiv waren, spricht eine 

deutliche Sprache. Im Vergleich dazu: Zum ersten von der Stadt Wien zurückge­

wiesenen Projekt aus dem Jahr 1990 langten ca. 2.300 negative Einwendungen bei 

den zuständigen Behörden ein. 
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Ihre Fragen darf ich wie folgt beantworten: 

Zu den Fragen L2...und 3: 
"Nach § 3 Abs. 1 des Hochleistungsstreckengesetzes BGBI. 135/1989 darf eine Trassenverordnung 
unter anderem nur dann erlassen werden, wenn zu befürchten ist, daß durch bauliche Verl3nderun­
gen in dem betroffenen Geltlnde der geplante Bau der Hochleistungsstrecke erheblich erschwert 
oder wesentlich verteuert wird. Sehen Sie im vorliegenden Fall affe Anforderungen des § 3 Abs. 1 
erfüllt?" 

"Nennen Sie die beabsichtigten baulichen Veränderungen in dem betroffenen Gelände, die den Bau 
des Lainzer Tunnels erheblich erschweren oder wesentlich verteuern würden, unter jeweiliger An­
gabe der geschi3tzten Verteuerung sowie der zuständigen baurechtlichen Bewi/ligungsbehörde?" 

"Haben Sie begründete Befürchtungen, daß die zuständigen Bewilligungsbehörden Bauprojekte, die 
der Errichtung des Lainzer Tunnels entgegenstehen kOnnten, bewilligen würde ?" 

Durch die Erfassung einer Trassenverordnung und die damit verbundene Statuie­

rung eines Bauverbotsbereiches soll dem Umstand vorgebeugt werden, daß bau­

liche Veränderungen im Trassenbereich vorgenommen werden, welche die Reali­

sierung des Bauvorhabens erheblich erschweren oder wesentlich verteuern wOr­

den. Da dieser Maßnahme lediglich präventiver Charakter zukommt, wären Aus­

sagen Ober potentielle bauliche Veränderungen im Sinne dieser Gesetzesstelle 

sowie deren finanziellen Auswirkungen auf das Projekt reine Spekulation. Bei ei­

nem Bauvorhaben in einer solchen Gr6ßenordnung, wie es das Projekt "Lainzer 

Tunnel" darstellt, wäre jedenfalls mit derartigen baulichen Versnderungen zu 

rechnen vor allem im Hinblick darauf, daß das betroffene Gebiet verbautes Areal 

darstellt und ohne Vorliegen einer Verordnung Ober den Trassenverlauf die Baube­

h6rde Bauprojekte Dritter, die den gesetzlichen Grundlagen entsprechen, zu bewil­

ligen hat. 

Die Tatbestandsvoraussetzungen des § :3 Äbs. i Hochieistungsstreckengesetz (HL­

Gesetz) liegen daher in diesem Fall vor. 

4773/AB XVIII. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original) 3 von 30

www.parlament.gv.at



- 4 -

Zu den Fragen :L§..... 12 und 13: 
"Nach vier Wochen der sechswöchigen Projektsauflage hatten an den magistratischen Bezirksam­
tern für den 12., 13. und 14. Wiener Gemeindebezirk hunderte Menschen die dortige, aufwendig 
angekündigte Ausstellung der Eisenbahn-Hochleistungs-AG, aber kaum jemand das amtlich auflie­
gende, eigentlich zur öffentlichen Einsicht bestimmte Projekt gesehen. Der gen aue Ort der Projekts­
auflage war an den Amtstafeln nachweislich nicht ortsüblich kundgemacht bzw. das Zimmer nicht 
sichtbar gekennzeichnet. Nach dem Projekt fragende Besucher wurden in die Ausstellung geleitet. 
Seit wann sind Ihnen diese Umstände bekannt?" 

"K6nnen Sie als Verkehrsminister sicherstellen, daß es durch die Gleichzeitigkeit und die raumliehe 
N/jhe der Ausstellungen der HL-AG und der gesetzlichen ProjektsaufTage zu keinen Verwechslun­
gen gekommen ist, in der An, daß die Mehrheit der BOrger irnomllch der Meinung war, in den 
Ausstellungen das im Sinne des Gesetzes aufgelegteProjekf eingesehen zu haben?" 

"Herrscht Ihrer Meinung nach nicht ein gesetzeswidriger Verfahrensmangel durch den Umstand vor, 
daß viele Bürger durch die stillschweigend geduldete, Wenn nicht gar bewußte Irreführung der 
Amtsbesucher irrtümlich nur die Ausstellung der HL-AG besucht haben, ohne in das gesetzlich 
aufliegende Projekt Einsicht genommen zu haben?" 

"Werden Sie das Anhörungsverfahren gemEiß § 4 in gesetzeskonformer Weise, unter ortsOblicher 
Kundmachung und Durchführung der Projektsauflage, wiederholen lassen?" 

Der Projektsentwurf lag während der gesetzlich geforderten Frist bei den Magistra­

tischen Bezirksämtern für den 10., 12., 13. und 14. Wiener Gemeindebezirk und 

den Magistratsabteilungen 18 und 64 zur öffentlichen Einsicht auf. Die Auflegung 

des Projektsentwurfes wurde von mir im Amtsblatt der Wiener Zeitung gemäß § 4 

Abs.4 HL-Gesetz kundgemacht. Kundmachungen über die öffentliche Auflage wa­

ren außerdem im Wiener Rathaus angeschlagen. 

Zusätzlich zur gesetzlich vorgesehenen Auflage wurde das Projekt in Form von 

Informationsausste/lungen durch die HL-AG in den Bezirksämtern für den 12. Be­

zirk und für den 13./14. Bezirk präsentiert. In diesen Bezirksämtern wurde die 

Kundmachung über die Auflegung der Projektsunterlagen an der Amtstafel ange­

schlagen, wobei lediglich nähere Hinweise auf das Projektsauflagezimmer fehlten 

bzw. nicht ersichtlich waren. Ich habe Ihre Anfrage zum Anlaß genommen, den 

gen auen Sachverhalt beim Amt der Wiener Landesregierung - gemäß § 4 (4) 

Hochleistungsstreckengesetz oblag die Durchführung des Anhörungsverfahrens der 

Stadt Wien - zu erfragen. Die Mag;stratsabteilung 64 hat dazu folgende Stellung­

nahme abgegeben: 
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Stellungnahme der MA 64 zum gegenständlichen Sachverhalt: 

Die Kundmachung über die Auflage des Projektsentwurfs in jenem Magistratischen Bezirks­

ämtern. in denen gleichzeitig eine Ausstellung der HL-AG stattfand. war in folgender Weise 

angeschlagen: 

a) Im MBA 12 im 2. Stock. nicht hinter Glas. ohne Angabe der Zimmernummer des Ortes 

der PrOjektsauflage. 

b) Im MBA 13/14 im 2. Stock. hinter Glas. Zimmernummer des Ortes der Projektsauflage 

zwar angeführt. aber nicht ersichtlich. 

Da in die Projektsunterlagen nur während der Amtsstunden (Mo. Di. Mi. Fr von 7.30 Uhr 

bis 15.30 Uhr. Do bis 17.30 Uhr) Einsicht genommen werden konnte, die Ausstellung der 

HL-AG jedoch nur von 15.00 Uhr bis 18.00 Uhr (Do bis zirka 18.30 Uhr). offenstand. war 

eine Verwechslung nur in den überschneidenden Zeiträumen denkmöglich. Es erscheint 

daher höchst zweifelhaft. "daß die Mehrheit der Bürger irrtümlich der Meinung war. in den 

Ausstellungen das im Sinne des Gesetzes aufgelegte Projekt eingesehen zu haben". 

Dessen ungeachtet waren die Portiers der betreffenden Amtshäuser über die unterschiedli­

chen Örtlichkeiten von Projektsauflage' und Ausstellung informiert und gaben über nunmeh­

riges Befragen an. daß von den Besuchern meist gezielt nach Au/stellung oder PrOjektsunter­

lagen gefragt wurde. Nur jene Besucher. die von vornherein kein Interesse an den Projekts­

unterlagen bekundeten. wurden in die Ausstellung verwiesen. 

Nach den mir vorliegenden Unterlagen kann ich daher Ihre Ansicht, kaum jemand 

hätte das eigentliche zur Einsicht auf/iegende Projekt gesehen, nicht teilen. Dar­

überhinaus bin ich der Ansicht, daß die Ausstellung der HL-AG wesentlich zu einer 

zusätzlichen Information beigetragen hat, welche durch die Projektsauf/age allein 

nicht erreicht worden wäre. 
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Zu den Fragen 6 und 7: 
"Geben sie ungefähr an, wie viele Bürger in die amtlich aufgelegten Projektspartien Einsicht genom­
men haben." 

"Wieviele Bürger waren dagegen in den Ausstellungen der HL-AG?" 

Es existieren weder bei den Magistratischen Bezirksämtern noch bei der HL-AG 

Aufzeichnungen über die Zahl der Bürger welche in das Projekt Einsicht genom­

men haben bzw. die Ausstellung besucht haben. Ungefähre Angaben wären daher 

reine Spekulation. Da eine unseriöse Beantwortung einer parlamentarischen An­

frage nicht mein Stil ist, bitte ich um Verständnis, daß ich diese Fragen nicht be­

antworte. 

Zu Frage 8: 
"Wer hat der Ihnen unterstehenden Eisenbahn-Hochleistungs-AG genehmigt, im Zeitraum der öf­
fentlichen Projektsauffage direkt in den Amtsgebäuden, jedoch in anderen RfJumlichkeiten aufwen­
dige Ausstellung einzurichten?" 

Die Eisenbahn-Hochleisfungsstrecken AG benotigt für derartige AktiviUiten keine 

Genehmigung. Auch waren die Ausstellungen keineswegs aufwendig. 

Da nach meinem Verständnis ausfOhrliche Information, Projekttransparenz und 

größtmögliche Bürgernähe bei Projekten wie dem Projekt /lLainzer Tunnel" ein 

absolutes Muß darstellen, begrüße ich die Bemühungen der HL-AG, durch eine 

bilrgernahe Aufbereitung der komplexen Projektsunterlagen zusätzHche Informatio­

nen für die betroffene Bevölkerung anzubieten. 

Zu den Fragen iL 10 und 11: 
"Seit wann ist Ihnen bekannt, daß eine Massenbriefsendung der HL-AG, die zu den gegenständli­
chen Ausstelllungen einlud, irreführend und amtsanmaßend mit "Einladung zum § 4-Verfahren" 
übertitelt war?" 

"Seit wann ist Ihnen bekannt, daß in den Ausstelllungen und Werbemateria/ien der HL-AG teilweise 
unwahre Angaben Ober den talsfJchlichen Inhalt der Gutachten, welche im amtlich aufgelegten 
Projekt enthalten sind, gemacht wurden?" 

"Wer ist dafür verantwortlich, daß im Ausstellungsmaterial (Videoinformafionssyslem, Prospekte 
etc.) der HL-AG ausgeführt wird, daß ErSChütterungen über dem seichtliegenden Tunnel ''praktisch 
,.,;"hl C"r'll;rh~,.. C\o;on ",",u,,..."I;I"Y1 ~rnH;,...h ~lIf,.,o/a,../o" O .... "ioW N'3C' ~o",o.",foU no:)~h"'OUfioC"on uliffl?" 
11'''''''' t,)jJf..HIJOf .,JCH;;;", Vf,JII'IVIlI 1111 CU"",,,,,,, C:U'U!!lt,;U;;;;~I.f;;;11 I IVJOI\L VCl..,) Vf;i~t;;/"CUl "o"",/~cvvn;;~CIt VV"Vf 
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Ich muß Ihren Vorwurf, in den Ausstellungen und Informationsunterlagen der HL­

AG wären unwahre Angaben über den tatsäChlichen Inhalt der Gutachten im amt­

lich aufgelegten Projekt enthalten, zurückweisen. 

Zu Frage 14: 
"Ist der im Auftrag der HL-AG durchgeführte Varianten vergleich, der ausschließlich auf "subjektiven 
Punktezuordnungen" statt auf objektiven Kriterien aufbaut, eine allgemein in der Fachwelt anerkann­
te Bewertungsmethode und nachvollziehbar?" 

Die in dieser Frage angefOhrte Bewertungsmethode ist nachvollziehbar. Sie ist auf 

objektiven, meßbaren Kriterien aufgebaut und wurde unter aktiver Mitarbeit der 

8ürgervertreter im Rahmen von eigens eingerichteten Projektrunden erarbeitet und 

durchgeführt. 

Zu Frage 15: 
"Wie viele Fragebögen wurden von der Ihnen unterstehenden HL-AG im Sommer 1991 an Haushal­
te versendet, wie viele davon ausgefOIlt retourniert?" 

Der Vollständigkeit halber m6chte ich anmerken, daß die HL-AG eine Aktiengesell­

schaft mit eigener Rechtspers6nlichkeit ist. Was nun Ihre Bemerkung anlangt, die 

HL-AG unterstehe mir, so darf ich Ihnen mitteilen, daß mir als Bundesminister für 

öffentliche Wirtschaft und Verkehr keinerlei Einflußm6glichkeit auf operative Angele­

genheiten zukommt. 

Nach Auskunft der HL-AG wurden 126.000 Bewertungsbögen per Postwurf ver­

sandt und ca. 3.200 ausgefüllt retourniert. 

Zu Frage 16: 
"Haben alle betroffenen Anrainer nachweislich einen Fragebogen erhalten?" 

Die angeführte Postwurfsendung wurde an alle betroffenen Anrainer verschickt, 

entsprechende Postbestätigungen liegen vor. Ein Nachweis, ob die Anrainer die 

Sendung erhalten haben, ist bei einer Postwurfsendung naturgemäß nicht möglich. 
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Zu Frage 17: 
"Auf den Fragebögen befand sich zur Frage "Erschütterungen entlang der Tunnelstrecke" die un­
wahre Erltluterung, daß es diesbezüglich zu keinerlei spürbaren Beeintrtlchtigungen kommen kön­
ne. Die dem aufgelegten Projekt beiliegenden Erschütterungsberechnungen belegen das Gegenteil. 
Wie sind die Umfrageergebnisse, wonach der Faktor "Erschütterungen" info/ge dieser falschen 
Erläuterung nur gering (7,4 %) gewichtet wurde, in diesem Lichte aus fachlicher Sicht zu beurtei­
len?" 

Auf den Bewertungsbögen - in Ihrer Anfrage irrtümlich als Fragebögen bezeichnet -

waren keinerlei falsche Erf/1uterungen abgedruckt. Ich möchte auch ausdrücklich 

darauf hinweisen, daß alle Erl/1uterungen auf den Bewertungsunterlagen mit den 

Bürgerinitiativen gemeinsam erarbeitet und formuliert wurden (projektbegleitende 

Informationsrunde vom 30. Juli 1991). Zu diesem Zeitpunkt waren übrigens auch 

noch alle Bürgerinitiativen (auch jene, die sp/1ter die Zusammenarbeit aufkündigten) 

in die Erarbeitung involviert. 

Zu Frage 18: 
"Aus welchem sachlichen Grund wurde der Bewertungsfaktor "Bauttltigkeit im verbauten Gebiet" im 
Gegensatz zu seiner Erläuterung auf den Fragebögen nur für die Tunne/strecken in offener Bauwei­
se und nicht für alle Strecken, an der es zu erheblichen stördenden Bautätigkeiten kommen würde 
(Hausunterfangungen. Injektionsschächte, EntfüftungsscMehte, Bohrbrunnenraster, Rohrverlegun­
gen ete.), in Rechnung gestellt?" 

Im Bereich der geschlossenen Tunnefbauweise sind weder "Hausunterfangungen" 

noch "Entfüftungssch/1chte" vorgesehen. Injektionsschächte und Brunnen sind nur 

kurzfristige Störungen, die mit der offenen Bauweise nicht vergleichbar sind und 

außerdem nur im Lockergesteinsbereich, also weitgehend außerhalb des bebauten 

Gebietes zum Tragen kommen. Auch werden Einbautenumlegungen bei geschlos­

sener Bauweise nur in sehr geringem Umfang (eventuell Wasserrohre) notwendig. 

Zu den Fragen ~20 und 21: 
"Aus welchem sachlichen Grund wurden beim Varianten vergleich die technisch entscheidenden 
Faktoren "Verbauungsdichte" und geologische Verhältnisse" überhaupt nicht berücksichtigt?" 

"Wieso wurden bei der technischen Bewertung ausschließlich trassengeometrische, aber keinerlei 
bautechnische Kriterien in Ansatz gebracht? Entspricht der so gesehen einseitige, unvollständige 
Varianten vergleich dem Stand der Technik?" 

"/st es für einen Großstadtbahntunnel unter verbautem Gebiet sachlich vertretbar, daß die von den 
Projekianten subjektiv angenommenen technischen Bevvertungs,kriterien so gewählt wurden, daß 
seicht liegende und geradlinige Trassen im Rechenergebnis eXf.rf,ifTI p,Qsi[jy e{$ch,ein,en?" 

'. ,'" • I 
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Die Faktoren "Verbauungsdichte" und "geologische Verhaltnisse" wurden in den 

Kriterien "Servitute" und "Baukosten" berüoksichtigt. 

Mein Ressort war in die Projektsvorbereitung nicht eingebunden. Ich kann daher -

v.a. in Anbetracht der Tatsache, daß eine nachträgliche Aufarbeitung der diesbe­

züglichen umfangreichen Unterlagen sowie eine Auseinandersetzung mit den ein­

zelnen Beurteilungsschritten und -kriterien aus verwaltungsökonomischen Ge­

sichtspunkten wohl nicht vertretbar ist - hinsichtlich der Variant{3nbeurteilung und 

der Variantenbewertung keine konkreten Aussagen machen. 

Zu Frage 22: 
"Warum sind keine I,onkreten Vorkehrungen zur möglichsten Geringhaltung der UmweltbeeintrEiChti­
gung im amtlich aufgelegten Projektsentwurf enthalten, obwohl dies im § 4 Abs. 3 des Hoch­
leistungsstreckengesetzes explizit gefordert wird?" 

Die Forderungen des Landes Wien hinsichtlich der Erarbeitung alternativer Tras­

sen vorschlage zum ersten Trassenentwurf (vorgelegt im September 1990) wurde 

entsprochen. Die nunmehr ausgewählte Trasse wurde - wie die anderen acht -

auch innerhalb eines zweidimensionalen Zielsystems nach 10 umweltrelevanten 

Kriterien geprüft. Alsbestgereihte wurde von der HL-AG die zur Verordnung vor­

geschlagene Trasse "Ha-Wei tief mit Maxing" zur Einleitung des Anhörungsverfah-' 

rens vorgelegt, wobei diese Trasse nach einer weiteren Optimierung die grundsatz­

liehe Zustimmung des Landes Wien fand. Generelle Vorkehrungen zur möglichsten 

Gf3ringhaltung von Umweltbeeinträchtigungen sind im Projektsentwurf selbstver­

ständlich enthalten, konkrete Vorkehrungen werden in den nachsten Verfahrens­

schritten erarbeitet. 

Zu Frage 23: 
"Wieso fehlen im amtlich aufgelegten Projekt insbesondere Ausfohrungen betreffend die Maßnah­
men zur Verllinderung von unzulässigen Setzungen und Erschütterungen in Gebäuden aber dem 
geplanten Tunnel?" 

Es existieren mehrere geeignete Verfahren, die dem letzten Stand der Technik ent­

sprechen und die sich auch in der Praxis bereits bewährt haben, durch welche 

allfällige Setzungen und Erschütterungen vermieden oder zumindest auf ein zuläs­

siges Mindestmaß reduziert werden können. 
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Eine Prüfung und Planung konkreter Maßnahmen bereits zum Zeitpunkt des Anhö­

rungsverfahrens Welre daher ein unnötiger und im Rahmen des Planungsprozesses 

auch unökonomischer Vorgriff auf das eisenbahnrechtliche Baugenehmigungsver­

fahren gewesen, in welchem diese F(agen zu klären sind. 

ZkLFrage 24: 
"Hat ein Zivilingenieur für Bauwesen ohne Ausbildung in Ökologie, Biologie oder Medizin die fachli­
che Qualifikation, Umweltauswirkungen eines Bauvorhabens gutachterlich zu bewerten, wie dies im 
gegenst~ndlichen aufgelegten Projekt geschehen ist? Aufgrund welcher Ausbildung bzw. Befugnis 
darf er etwa gutachterlich feststellen, daß "BSume und Bewuchs nicht als hochwer1igzu bezeich- . 
nen" sind?" 

Ich gehe davon aus, daß der mit der Verfassung des Gutachtens betraute Zivilin­

genieur sich - wie in dieser Branche üblich - eines umfassenden, fachlich entspre­

chend ausgebildeten Teams bedient hat 

Zu den Fragen 25 und 26: 
"Sind Sie der Ansicht, daß die zum amtlich aufgelegten Projekt gehörende UmweftvertrSglichkeits­
untersuchung jenem fachlichen Niveau entspricht, das für solche Untersuchungen in Österreich 
heute üblich ist und von den UmweltbeMrden vorausgesezt wird? Erfüllt der aufgelegte Projekts­
entwurf in fachlicher Hinsicht die Anforderungen des § 4 Abs. 3 ?" 
"Warum wurde nicht eine fachlich kompetente Umweltbehörde, wie z.B. das Umweltbundesamt. zu 
Rate gezogen?" 

Die fachliche Kompetenz des Umweltbundesamtes ist wohl unbestritten, doch ist 

diese Behörde in Österreich nicht die einzige Stelle, die über diese Qualifikation 

verfügt. 

Der von der HL-AG mit der Erschütterungsuntersuchung "Lainz" beauftragte Gut­

achter Univ.Prof. Dr. Peter Steinhauser besitzt neben seiner allgemeinen Qualifika­

tion als Universitätsprofessor und Ziviltechniker spezielle Kompetenz auf dem Ge­

biet des ErschütterungSSChutzes. Er ist allgemein beeideter gerichtlicher Sachver­

ständiger für dieses Fachgebiet, langjähriges Mitglied des Faehnormenausschusses 

Schwingungen des Österreich ischen Normungsinstitutes und hat im Bereich der 

Österreiehischen Bundesbahnen, der HL-AG, der Deutschen Bundesbahnen und 

der lM'ener Verkehrsbetriebe zahlreiche Erschütterungsschutzprobleme untersucht. 

In Anerkennung seiner wissensc/7aftlichen Kompetenz wurde er in die Österreichi­

sehe Akademie der Wissenschaften und die New York Academy of Sciences ge­

wählt. 
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Auch möchte ich noch anfOgen, daß die vorgelegte Umweltverträglichkeitsuntersu­

chung von der zuständigen MA 22 geprOft und akzeptiert worden ist. 

Zu den Fragen 27, 28, 29, 30 und 31: 
"Welcher Untersuchung entstammen die neuartigen Berechnungsformeln für die Erschütterungs­
untersuchung, die der fngenieurkonsulent Or. Steinhauser in seinem Gutachten vom 12.12.1992 
verwendet hat?" 

"Wer hat diese neuartigen Formeln entwickelt?" 

"Wann und wo wurden diese Formeln veröffentlicht?" 

"Entsprechen diese Formeln dem allgemein anerkannten Stand der Technik? Wenn nein: ist ein 
Ingenieurkonsulent dazu befugt, in einem Gutachten allgemein unbekannte Formeln zu benutzen, 
sodaß sein Gutachten von Dritten nicht nachvollziehbar ist?" 

"Welche unabhängigen Wissenschaftler für Physik haben diese neuartigen Formeln auf ihre Richtig­
keit und praktische Anwendbarkeit überprüft?" 

Das Verfahren der ErschOtterungsuntersuchung und die dabei verwendeten Be­

rechnungsmethoden beruhen auf den in Beilage 1 angefohrten Normen, Richtlinien 

und wissenschaftlichen Veröffentlichungen. 

Hinsichtlich der mehrfacb angesprochenen "neuartigen Formeln" ist mir leider nicht 

klar ersichtlich, auf welchen Teil der Untersuchung sie sich beziehen. Ich beantwor­

te daher Ihre Fragen in der Annahme, daß dabei das Berechnungsverfahren fOr 

. Nenn- und Beurteilungsschwingstärke gemeint ist: Diese Formeln sind von Univ,­

Prof. Or. Peter Steinhauser auf der Basis der VDI 2057 entwickelt und in den Un­

tersuchungen "Qualitätskriterien fOr ErschOtlerungs- und Körperschallimmissionen 

bei Vol/bahnen" sowie "Problematik von Körperschall- und Erschotterungsimmissio­

nen bei Tunnelbauten" veröffentlicht worden (hinsichtlich der Literaturzitate darf ich 

auf die Beilage 2 verweisen). Daraber hinaus hat Univ.Prof. Or. Steinhauser Ober 

das Untersuchungsverfahren bereits auf zwei Fachtagungen referiert: 

a) "Tunnelprojekte der Neuen Bahn" am Institut fOr Verkehrswesen, Wien; 

b) 169. Arbeitstagung des Österreichischen Arbeitsringes fOr Lärmbekämpfung 

im Umweltministerium, Wien. 
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Für weitere Vorträge anderer Referenten beim Geomechanik-Kolfoquium, Salzburg, 

und beim Österreichischen Bergbautag, Zell am See, stellte Univ.Prof. Dr. Stein­

hauser Unterlagen zur Verfügung. Das Verfahren ist somit der Fachwelt sehr wohl 

bekannt. 

Ich möchte auch darauf hinweisen, daß sich die von Univ. -Prof Dr. Stein ha user 

gemachten Prognosen sowohl beim MOhlbergtunnel als auch beim Säusenstein­

tunnel der HL-AG voll bestätigt haben. 

Insgesamt entspricht somit dieses Verfahren nicht nur dem Stand der Technik, 

sondern auch dem Stand der Wissenschaft. 

Zu Frage 32: 
"Wer hat die Untersuchung, aus welcher diese neuartigen Formeln von Dr. Stein hauser entnommen 
wurden finanziert?" 

Im Zusammenhang mit mehreren eisenbahnrechtlichen Verfahren in Niederöster­

reich wurde bereits im Jahre 1991 durch mein Ressort eine Studie zum Thema 

"Qualitätskriterien für Schienenverkehrslärm und Erschütterungen bei Vollbahnen" 

vergeben. Dieser Auftrag erging ursprünglich an Herrn Univ.Prof. DDr. Haider. Im 

Zuge der Bearbeitung wurde durch diesen vorgeschlagen, den Komplex "Erschütte­

rungen" durch einen eigenen Fachgutachter abzuhandeln. Dieser Vorschlag fand 

die ungeteilte Zustimmung des Auftraggebers, sodaß Anfang 1992 Univ.Prof. Dr. 

Steinhauser in weiterer FOlge mit einer ergänzenden Expertise beauftragt wurde. 

Die Finanzierung beider Teile der Gesamtstudie erfolgte aus öffentlichen Mitteln 

des Bundes. 

Zu Frage 33: 
"lst sichergestellt, daß sich der Projektsbetreiber im vorliegenden Fall nicht selbst Formeln geschaf. 
fen hat, die für ihr günstige Ergebnisse erbringen?" 

Ich muß die in Ihrer Anfrage unterstellte Beeinflussung der beiden Gutachter - auch 

im Namen dieser beiden in ihrem Fachbereich international anerkannten Univer­

sitätsprofessoren - entschiecJen'·zUrückzuweisen. 
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Zu den Fragen 34 und 35: 
"FOr welche Abschnitte des Tunnels ergibt die ErschOtterungsuntersuchung spOrbare ErschOtterun­
gen im Sinne der ÖNORM 89010 (bitte Angabe nach Trassenkilometrierung)?" 

"FOr welche Abschnitte des Tunnels ergibt die KOrperschalJuntersuchung eine Oberschreitung des 
KOrperschallplanungsrichfwertes (bitte Angabe nach TrassenkiJometrierung)?" 

Das vorliegende Erschütterungsgutachten hat den Sinn, unter allgemeinen Annah­

men allftillige Problemzonen zu identifizieren und den Umfang der Immissionen 

abzugrenzen. Darauf aufbauend werden nach Ausbruch der Tunnelröhre in situ­

Versuche mit Seismik-Vibratoren stattfinden, um unter den lokal gegebenen Bedin­

gungen (Baubestand, Geologie) eine immissionsmaßig optimale Oberbauau~füh­

rung festlegen zu können, 

Diese Fragen können daher erst beantwortet werden, wenn die biflutechnische Aus­

führungsform des Tunnels festgelegt ist, wobei diese Festlegung als Rückkoppe­

lungsprozeß zwischen Bautechnik und Immissionsschutz erfolgt ist. 

Zu Frage 36:' 
"Was sind die fachlichen Grundlagen fOr den im Gutachten von Dr. Steinhauser gewählten Korper­
schallpfanungsrichtwer1?" 

Als Grundlage dient die VOI Richtlinie 2058, 

Zu Frage 37: 
"Um wie viel stärker sind die reclmerisehen ErSChütterungen als im vorliegenden ErschOtterungsgut­
achten ausgewiesen. wenn man statt der dort angenommenen Betondecken die in zahlreichen 
betroffenen Häusern vorhandenen Hofztramdecken in Rechnung steflt und darüberhinaus statt eines 
fiktiven Hochfeistungswaggons das bei einer alffälfigen Inbetriebnahme des Tunnels tatsfJchlich 
durchfahrende in- und ausländische Wagen material berOcksichtigt?" 

Ich darf hier auf das Gesamtgutachten verweisen, in welchem Zu- bzw. Abschlage 

enthalten sind. Auch ist davon auszugehen, daß das derzeitige und künftige Roll­

material auf dem Reisezugwagensektor des In- und Auslandes eher geringere 

Massen als der "fiktive Hochleistungswaggon" aufweist. 

Zu Frage 38: 
"Wieso wurde als Referenzpunkt für die ErsC/10tterungsberechnung fOr den Bereich Veitingergasse 
ein nicht repräsentatives Haus mit Betondecke gewählt. das darüberhinaus wesentlich höher (am 
Roten Berg) liegt als 811ft. anderen betroffenen Häuser der Veitingergasse?" 
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Erschütterungsimmissionen werden sehr stark von der Geologie beeinffußt. Das 

Haus Veitingergasse 62 wurde für den geologischen Bereich der Sr. Veiter Kfip­

penzone als Beispiel gewählt, da es innerhalb dieser Zone zu den dem Tunnel 

nächstgelegenen f-Iäusern gehölt Für den tiefer gelegenen Abschnitt der Veitinger­

gasse ete. darf icl? auf das Detai/gutachten für den Abschnitt Rosenhüge/steg-Go­

bergasse vervveisen. 

Z LI QillL F rag.Q'1..~j ~L{!.1.7c1. ·10: 
"Wieso wurde VOll der /-iL··AG nunmelJr eine Trasse eingereicht. die bis zu 330 m llördliC/l von dar 
trient/ich al.1sg:;W[l;'7!!en Variante ver/(juft?" 

"Il/..:uurn wt)r dic,<x;, neue Varit>.nte nicilt im öi;entlici'1 durchgeführten VDrianlcnver!Jieich onthalten?" 

Die in F'ublll<.otionen eier J.lL-AG enthaltenen Trt:1ssonverlällfe iiegen innerhalb der 

veröffentlichten Trassenspiefräume, unabhöngig davon. ob es sich um symbolische 

Darstellungen oder exakte LagcpU'3ne handelt. 

Zu Fri;1ge 4t 
"Wieso wurden in t1en Lageplan weder die: /-iöh<'nJschichtiinifJn noch (!ie Gebäudoflöl'len und Fun· 
damenttieren eingetragen? Entspricht eine Trassierung ol/ne Ber{/cl\sicMfgung dieser Daten dem 
Stane' der Tcc/llJik?" 

In einen derartigen Lageplan werden die von Ihnen genannten Angaben nicht ein­

getragen. 

l..~Lrlf?!LEtfDq!i_~r-L_~L~ .. !J!1!o.-( :t:L 
"Aus \ll!O!C{;;"n7 SJciliich i:,.tingon(/on Grur;(! untequei1 die Tras:,,('} im 8ereich von km It.5 Jusge­
fCC/1net den (;rn di(~'f::o;:;:\~n Ufl:..1 IfÖCjl~:Gfl v2rbBut'en ,LlöusertJ/o:;k in vl{~itt'3:n Li:n!,reis (ca. 50 t3~ der 
betroffs·nen l:':a:ni!len Zl'/Ischen knl --1-.0 un~.! fi,rn 0:0) .. in schtccht\~~stem e(-:t1grlJn~/, St3tt die unrnitto!bar 

bG,InBchöatlt). ur7~/e(:~),~~c:(j. h:jhei(:C'!e;ene, .9r:::oio(Jj~;C!1 r;Onstiqc:r9 Lä~J~':lvv'ff)se [-70Ie( E;f:;/~9 auszunüt­
zen?" 

"i-1uS \V(;/::::C~iTl -~>.7:ch:'c!~ ~l~)!iU8n:":en Grt,'f";(/ l~'nr f:S ni::fit fiiO(j!!iDt!, i;n r.-~~::rt:'iC!1 !{tn ::~5 cft.:-r clic!,te:1 
Dbe(!!egenaCiJ t./(-::ftal.:{fr;.~"f (;üva (nd einern Sogen {?='120rj In :'n unvt.:rbiJutl?$ Gel)jct cuszll'v-veicJJfJn, 
d/O etLva ':(n iJo(r:;"-ch jarl 3.5 c/.n so/c!n3( l3cgc·n seift !l':/()!1! vQr~.J("s8Iii::n ist?" 

"~A~fiJ!C/JO /l/le!i/f.:;;.:;/nn i'.:n:st,";/1cn U,/:dl de;) Verzicht, seichte GeiJtiud(;:unterfiJf;run~JrJn zv minimie­

ren?" 
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Die vorliegende Linienführung ergab sich durch eine Trassenführung, die Gegen­

b6gen vermeidet und die Strecken/finge minimiert. 

Konkrete Maßnahmen werden sinnvolferweise erst im Bauentwurf zum Baugeneh­

migungsverfahren vorzusehen sein; exakte Kostenschfitzungen sind daher erst auf 

Grundlage dieser Planung und nach Kenntnis der behördlichen Auflagen möglich. 

Zu Frage 45: 
"Können Sie sicherstellen, daß bei besserer Ausnutzung des GelSndes nicht Baukosten eingespart 
werden könnten?" 

Die vorliegende Trassierung stellt die optimale Variante unter Berücksichtigung aller 

berücksichtigten Gesichtspunkte dar. Eine andere Trassenführung könnte daher 

nicht "besser" im Sinne von "billiger" sein, würde sie doch lediglich eine Unterfah­

rung anderer Objekte bedeuten. 

Zu Frage 46: 
"Wieso muß die Trasse im Bereich km 4,5 bis 8,5 eine ca. 4 Kilometer lange Gerade aufweisen? 
Wieso wurde die Trasse nicht Shnlich der Hochleistungsschleife Marchtrenkinsinnvo/ler Weise mit 
solchen Zwischenb(jgen durch das verbaute Gebiet gelegt, daß unverbauteund geologisch gOnsfige 
GeUJndebereiche ausgenutzt werden, die Oberdeckung maximiert wird und die Anzahl der unter­
fahrenen Wohnungen minimiert wird?" 

Ein Vergleich zwischen dem "Projekt Lainzer Tunnel" und der Verbindungsstrecke 

Traun - Marchtrenk ist nicht zielführend, da die Anforderungen an die beiden 

Strecken durchaus unterschiedlich sind. Die Schleife Marchtrenk soll primfir durch 

den Güterverkehr genutzt werden. Für eine so/ehe Strecke sind in technischer 

Hinsicht andere Kriterien maßgebend, als für das Projekt "Lainzer Tunnel", welches 

als Verbindung zwischen West-. Süd- und Donaulfindebahn auch für den schnellen 

Personenverkehr insbesondere den durchgehenden /C- und EC-Verkehr errichtet 

wird. 
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Zu Frage 47: 
"Ist eine Ausbaugeschwindigkeit von 160 km/h für ein nur 4 km langes Trassenstück unter einer 
Großstadt angesichts möglicher Zugsbesehleunigungen und -bremswege sowie zu/Sssiger Fahrge­
schwindigkeiten von Güterwaggons sinnvoll?" 

Ganz grundsstzlich ist hier anzumerken, daß eine seriöse Entwurfsgeschwindigkeit 

einer Trasse auch Reserven. fOr die Zukunft beinhalten muß, davon abgesehen, 

daß eine geringere Entwurfsgeschwindigkeit keinen Einfluß auf die Trassehführung 

gehabt hStte, da eine gestreckte LinienfOhrung auch bei geringerer Entwurfsge­

schwindigkeit sinnvoll ist. 

Zu Frage 48: 
"Wieso wurden die Gesteine und das Profil des unverbauten Roten Berges nicht in das geologische 
Querprofil Gobergasse - Wienfluß eingetragen, obwohl diese sowohl augenscheinlich sichtbar sind 
als auel, in die vorhandenen, öffentlich zugSnglichen Detailkarten der Geologischen Bundesanstalt 
eingetragen sind?" 

Ich kann ich Ihnen versichern, daß diesem Projekt umfassende geologische Unter~ 

suchungen zugrunde liegen und in der weiteren Projektsbearbeitung auch. weitere 

geologische Erkundungen geplant sind. 

Zu Frage 49: 
"Sind Sie bereit, den im Auftrag der HL-AG erstellten Variantenvergfeich, die Vermessung und die 
Trassierung, die ErschOtterungsuntersuchung und die UmweltverträgJichkeitsuntersuchung von 
unabhSngigen Universitätsinstituten auf fachliche Richtigkeit überprOfen zu lassen?" 

Alle vorgelegten Unterlagen wurden von den zustSndigen Stellen des Landes Wien 

dem Verfahrensstand entsprechend geprüft. Gleiches gilt fOr den im Jahr 1991 

abgeschlossenen Varianten vergleich. Es gibt daher keine Veranlassung weitere 

Überprüfungen anstellen zu lassen, 

Zu Frage 50: 
"Wie hoch schätzen Sie die Gefährdung und die Beeinträchtigungen für die über dem Tunnel be­
findlichen Gebäude ein? Garantiert das geotechnisch-geolwdrologische Gutachten einen für die 
überlieg.eMen Gebäude gefahrlosen Bau und Betrieb des Tunnels? Waren dem Gutachter die 
tiefreichenden Fundamente einiger direkt auf der Trasse befindlicher Gebäude bekannt?" 

LM'e sie meiner Beantwortung Ihrer bisherigen Fragen entnehmen konnten, wur<1e 

das gegenstsndliche Projekt nach dem derzeit letzten Stand der Technik und der 
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Wissenschaft vorbereitet. Diese Vorarbeiten garantieren - so man eine solche Ga­

rantie abgeben kann - daß eine Gefährdung oder nennenswerte Beeinträchtigung 

von Gebäuden nach derzeitigem Wissensstand praktisch ausgeschlossen werden 

kann. 

Zu den Fragen §.1... 52 und 53: 
"Sind diese tiefreichenden Fundamente in den Erschütterungsberechnungen berücksichtigt?" 

"Bis zu welcher Größenordnung sind im Lockergesteinsbereich Bodenverdrückungen (Firstsetzun­
gen) beim Ausbruch des Tunnels zu erwarten? 

"Bis zu welcher Größenordnung sind Setzungen für die überliegenden GeMude zu erwarten?" 

Ich darf auf meine Ausführungen zu Frage 23 verweisen und möchte anmerken, 

daß der mit den Erschütterungsgutachten betraute Sachverständige Einblick in 

sämtliche relevanten Bauakten hatte. Ich gehe davon aus, daß er die daraus ge'­

wonnenen Erkenntnisse in seinen Gutachten entsprechend berücksichtigt hat. 

Zu den Fragen 54,55, 56 und 57: 
"Auf dem Abschnitt der ehemaligen, mittlerweile mit mehreren Wohnhausern verbauten 
Verbindungsbahntrasse zwischen Strohberggasse und Altmannsdorferstraße soll der Lainzer-Tunnel 
in offener Bauweise erriChtet werden. Ein Ziviltechnikergutachten weist die dortige Boden- und 
Grundwassersituation als ~ußerst sensibel aus und hatte u.a. das Einbringen zahlreicher 15 m 
tiefer Pfahlgründungen unter diesen Hausern zu Folge. Wie groß ist in diesem Trassenabschnitt die 
geringste horizontale Entfernung der nSchstgelegenen Tunne(wand zu diesen Pfahlgrt1ndungen?" 

"Schließen Sie auf Grund dieses Sachverhaltes eine Gefahrdung der GeMude wShrend des Baues 
aus?" 

"Schließen Sie auf Grund dieses Sachverhaltes eine Geftihrdung der GeMude wahrend des Betrie­
bes aus?" 

"Ist dieser Umstand in den ErschUtterungsuntersuchungen berücksichtigt?" 

Ich darf auf meine Ausführungen zu den Fragen 34 und 35 verweisen. 

Zu Frage 58: 
"Wie lang ist die voraussichtliche Baudauer und somit aucl1 die Anrainerbelastung in diesem Bau­
abschnitt?" 

Die Baudauer kann erst aufgrund einer detaillierten Bauausführungs- und Bauab­

laufplanung angegeben werden, wobei auch die Ergebnisse des 
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eisenbahnrechtlichen Baugenehmigungsverfahrens mitentscheidend sind. 

Zu den Fragen 59 und 60.~ 
"Schließen Sie aus, daß die Anrainer im Zuge des Tunnelbaues durch LSrm und Erschütterungen 
belastet werden?" 

"Welche Maßnahmen sind für die Bauphase im oben genannten Bereich geplant, um die Grenzwer­
te für ErSChütterungen und Körperschall für die betroffenen Bürger einzuhalten?" 

Es wEire wohl in höchstem Maße unseriös, bei einer BautEitigkeit - unabhEingig 

welcher Art diese BautEitigkeit ist - zuzusagen, daß die Anrqiner der Baustelle kei­

nerlei zusätzlicher LEirmentwicklung ausgesetzt wEiren. Ich kann Ihnen jedoch ver­

sichern, daß sich die durch den Tunnelbau auftretenden BelEistigungen in einem 

für eine BauUWgkeit üblichen Rahmen halten und auch durch das eisenbahnrecht­

liche Verfahren sichergestellt ist. daß keine unzumutbaren Belastungen auftreten, 

Zu Frage 61: 
"Garantieren Sie, daß die Anrainer im oben genannten Abschnitt von Erschütterungen und Uirm 
durch den Zugbelrieb im Tunnel verschont bleiben werden?" 

Wie in allen anderen Tunnelabschnitten wird auch hier die Oberbauoptimierung 

aufgrund von situ-Versuchen erfolgen, die garantieren, daß das ausgeWEihlfe Ver­

fahren eine Schonung der Anrainer im Betrieb sichert, 

Zu Frage 62,' 
"V\t'ie hoch schlitzen Sie die Kosten für die im geotechnisch-geohydrologischen Gutachten empfohle­
nen Bauhilfsmaßnahmen für das gesamte Bauvorhaben ein? Sind diese Kosten in den bisher ver­
öffentlichten KostenSChätzungen zu dem Projekt enthalten?" 

SelbstverstEindlich sind die Durchführung von Bauhilfsmaßnahmen in den Kosten­

schEitzungen enthalten, 

Zu den Fragen 63 und 64,' 
"In welchen Projektsbeifagen des gegenständlichen Projektes wird aufdie Auswirkungen eines 
ZugsunglOcks im Tunnel für die überliegende Verbauung eingegangen?" 

"Welche Auswirkungen hätten ein Achsbruch, eine Zugsenlgleisung, eine Explosion im seicht lie-
genden Tunnel auf die überliegende Verbauung?" . 
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Trotz aller Sicherheitsmaßnahmen, die für dieses Projekt vorgesehen sind, können 

Unglücksfälle nie ausgeschlossen werden. 

Eine Tunnelbauweise stellt sicherheitstechnisch den besten Schutz für die 

Wohnbev()/kerung vor Unglücksfällen im Bahnverkehr dar. 

Zu Frage 65: 
"lMe stellen Sie sich einen Hochleistungsbetrieb mit kleinsten Zugsintervalfen auf einer Strecke vor, 
die mehrfache niveaugleiche Schienenkreuzungen und gemeinsame Gleise mit anderen Hauptbah­
nen, etwa mit der Südbahn in Meid/ing oder bei Bahnhof Hadersdorf. hat?" 

Offensichtlich sind Ihre Informationen nicht richtig oder zumindest irreführend. Beim 

gegenständlichen Projekt gibt es keine Niveaukreuzungen zwischen Hauptrouten, 

es sind lediglich Weichenverbindungen vorgesehen, die Nebenfahrrelationen erlau­

ben. Diese sind betrieblich erforderlich und stellen keine wie immer geartete Beein­

trächtigung des Hochleistungsbetriebs dar. 

Zu Frage 66: 
"Welche Rolle spielt Ihre rechtspersönlichelndentität als verordnungsermächtigte und verfahrens­
durchführende Beh6rde einerseits und gleichzeitiger Eigentümervertreter der Projektswerberin 
andererseits bei der behördlichen Bearbeitung des Projektes durch Sie? Stehen rein gewinnorien­
fierte Oberlegungen, die Sie als Eigentümervertreter der HL-AG anzustellen haben, im Konflikt mit 
dem Ihnen als Behörde verfassungsmäßig vorgegebenen LegalitStsprinzip sowie dem Grundsatz 
der Sparsamkeit und Zweckmäßigkeit? Sind Sie bei der beht:Jrd/ichen Bearbeitung des Projektsent­
wurfes befangen?" 

Selbstverständlich keine! 

Die mir als Verkehrsminister übertragenen Aufgaben im Rahmen des Trassenver­

ordnungsverfahrens und des Baugenehmigungsverfahrens sowie die Aufgaben der 

durch das Hochleistungsstreckengesetz geschaffenen HL-AG bei der Planung 

und Ausführung von Projekten hat, sind im Hochleistungsstreckengesetz bzw.auch 

im Eisenbahngesetz vorgegeben. Eisenbahnbehördliche Verfahren werden - im 

übrigen im Einvernehmen mit den jeweils betroffenen Ländern - in strikter Einhal­

tung der dabei anzuwendenden Gesetze abgewickelt. Ein Interessenskonflikt ist 

daher auch im konkreten Fall des Projektes "Lainzer Tunnel" auszuschließen. 
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Zu Frage 67: 
"Wie 110ch sind die im Zusammenhang mit diesem Projekt Lainzer Tunnel bis heule latsliehlieh 
angefallenen Kosten 

der Eisenbahn-Hochleistungs-AG, 
der Österreichischen Bundesbahnen, 
Ihres Bundesministeriums 

jeweils gegliedert in: 

- Ausgaben für Projektierungsameiten (Ziviltechnil,er, Gutachter ete.) 
... Auftragsvergaben (Probebohrungen ete.) 
- zuzuordnende Ausgaben für Studien 
- zuzuorrinende Verwaltungsl<osten 
- zuzuordnender Werbeaufwand (Ausstellungen, Prospekte, Briefaussendungen, Einse/lal-

lungen in Medien) 
VenNiJltungsf.:osten? " 

Wie mir die HL-AG mitteilt, v.'urde bisher rune! 1 Prozent der im Varianten vergleich 

ermittelten Proje1<tkosten investiert. 

\Ion den ÖBS wurden im Zusammenhang mit dem Projekt "Lainzer Tunnel" ins­

gesamt rund 7, 1 Mio S (ohne Ust.) für Strecl<enplanung in!<l. Vermessung, Grund­

besefzerhebung, geologische und schalltechnische Bearbeitung aufgewendet. 

Dabei ist anzumerken, daß es sich bei der ggstdl. Sfreckenplanung um die Erstel­

lung des Projektes "Lainzer Tunnel" vor der Übertragung dieses Projektes an die 

HL-AG gehandelt l7at. 

Die dabei erarbeiteten Unterlagen wurden nach Obertragung des Projektes an die 

HL-AG an diese ül'Jergeben. 

Die bisher durch die ProjektsbehandJung im BMöliVuV anpefaIJenen Kosten, ins-

besondere- PF.:rsona/kosten, sind im einzelnen nicht beziffer/:;ar. 

ZILff&1l..ErsrJ.0.tU.?(3 .1 {i{~L(j9.~ 
"!'lIiu/3te (lie NL·./..'1G ~\Iai)rcnd sl.'er i/Jrer ~':/f?rbeaussteIJu/7gen in den Amfsgebeuc!i1t1 Mete/fing und 
HiclzinglPor!zfnU für cii(1 r;:;,iUm/)i)rditzung Mietkosten lrb'gen? v'.'enr; nein. IVJJ'um nie!!t?" 

''V'venn ja, wie hoc!1 i'V2.ren dio 8(;'l'läg.:: für cfie jeweiligen Aussrcllungen?" 
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Die HL-AG hatte keine Mietkosten zu tragen. Eine Begrilndung dafilr könnte wohl 

nur die zuständige Magistratsabteilung geben, doch könnte das Interesse des Lan­

des Wien, durch die Ausstellung eine umfassendere Information der Bevölkerung 

zu erreichen und damit der - auch von Ihren Parteifreunden immer wieder geforder­

te - "Projekttransparenz" Rechnung zu tragen bei einer allfälligen Entscheidung, 

keine Miete zu verlangen, mitgespielt haben. 

Zu den Fragen 70, 71 und 72: 
"Wie soll die Finanzierung der Errichtung des Lainzer Tunnels im Detail durchgefOhrt werden? Aus 
welchen Geldquellen sind für welche Zeitraume welche Betrlige vorgesehen?" 

"Wie hoch sind die von Ihnen gescMtzten Errichtungskosten sowie die jährlichen Betriebskosten für 
den Lainzer Tunnel?" 

"Sehen Sie die Finanzierung reafistischerweise noch gegeben, nachdem ein Großteil der im Früh­
jahr 1991 über die ASFINAG zusätzlich zur Verfügung gestellten 13 Milliarden Schilling für die 
zweite Bauphase (z.8. auch Lainzer-Tunnel) schon in Projekte der ersten Bauphase (z.B. Westbahn 
St. Pölten-Attnang-Puchheim, Umfahrung Innsbruck und Semmering-Tunnel) umgeleitet wurden?" 

Wie bereits mehrfach bei den vorstehenden Antworten ausgeführt, sind Finanzie­

rungsüberlegungen welcher Art erst nach weitergehenden Planungen seriös. 

Zu Frage 73: 
"In seinem TMigkeitsbericht von 1989 kritisierte der Rechnungshof das Projekt "Lainzer Tunnel" 
heftig und verlangte wiederholt die objektive Prüfung der Alternativlösung einer tiefgelegten und 
eingedeckten Verbindungsbahn. Wie rechtfertigen Sie den Umstand, daß diese Empfehlung bis 
heute ignoriert wurde?" 

Es ist nicht richtig, daß diese Empfehlung bis heute ignoriert wurde. Der Ausbau 

und die damit verbundene Tieflegung der Verbindungsbahn war als Variante 9 im 

Varianten vergleich enthalten. 

Zu Frage 74: 
"Hat Ihr Ministerium das Projekt vor der Einleitung des Anhörungsverfahrens fachlich geprüft? lMe 
rechtfertigen Sie den Aufwand für die öffentliche Präsentation eines Projektes, das die gesetzlichen 
Anforderungen nicht etiüllt?" 

Die ressortinterne Prilfung der einzelnen PrOjekte erfOlgte aufgrund der hiefür maß­

geblichen gesetzliChen Bestimmungen' insoweit, als im Rahmen des Trassenver­

ordnungsverfahrens globale eisenbahnfachliche und umweltrelevante Kriterien auf 
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Ihre Schlüssigkeit überprüft sowie die inhaltliche Vollständigkeit der Unterlagen 

beurteilt wurde. Eine materielle Auseinandersetzung mit Einzelheiten des Projektes 

ist im jetzigen Verfahrensstand weder vorgesehen noch erforderlich. Diese Ober­

prüfung hat ergeben, daß das Projekt die gesetzlichen Anforderungen erfüllt. 

Auch möchte ich hier nochmals deutlich sagen, daß der von Ihnen immer wieder 

kritisierte "Aufwand für die öffentliche Präsentation im Sinne einer umfassenden 

Information der Bevölkerung" mehr als gerechtfertigt ist. Ich bin erstaunt, daß gera­

de Vertreter der Grünen, die ja immer eine volle Information der Bevölkerung bei 

derartigen Bauvorhaben verlangen, nun, da eine solche erfolgt, die dafür notwendi­

gen Aufwendungen in Frage stellen '!I0llen. Ich jedenfalls stehe dazu, daß die inte­

ressierte - teilweise durchaus kr;tische Bevölkerung - eine umfassende Information 

wie sie im vorliegenden Fall erfolgt ist, erhalten muß! 

Zu den Fragen 75 und 76: 
"Die Vertreter der "Plattform Schienen verkehr" (sieben Bürgerinitiativen aus Hietzing und Meidling) 
haben sich seit August 1992 nachweislich mehrfach um persönliche Vorsprache zum Projekt Lain-

. zer Tunnel bei Ihnen bemüht. Wie rechtfertigen Sie den Umstand. daß die "Plattform Schienen ver­
kehr" bis heute keine Antwolt von Ihnen erhalten hat?" 
"Werden Sie den Vertretern der "Plattform Schienenverkehr" in den folgenden Tagen einen persCin­
lichen Gesprächstermin einräumen?" 

Zunächst einige grundsätzliche Anmerkungen: 

Das "Verfahren" gemäß § 4 des HL-Gesetzes ist kein Verfahren im verwaltungs­

reChtlichen Sinn sondern lediglich eine Anhörung bei der Verordnungsgebung. 

Dabei kommt lediglich den vom Hochleistungsstreckenverlauf betreffenden Ländern 

und Gemeinden sowie den in ihrem gesetzliChen Wirkungsbereich betroffenen In­

teressensvertretungen ein Anhörungsrecht zu. Alle anderen "Personen" haben 

keine Rechtsstelfung im Rahmen dieser Anhörung, sondern sie haben ihre Stel­

lungnahmen an die Gemeinden zu richten, wo die Trassenunterlagen zu diesem 

Zwecke zur öffentlichen Einsicht aufliegen. 

Der Sinn dieser Regelung nach § 4 Hochleistungsstreckengesetz war es, die Äuße­

rungen von Einzelpersonen zu kompilieren, wobei den Gemeinden und Ländern die 

zusammenfassende Wirkung zukommen soll. 
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Die von der "Plattform Schienen verkehr" erhobenen Einwendungen gegen das vor­

liegende Projekt (Schreiben vom 20.3.1993) waren daher aufgrund geltender ge­

setzlicher Bestimmungen an den Landeshauptmann von Wien zur Einbeziehung in 

die dortige Stellungnahme weiterzuleiten. Dies erfolgte auch mit Schreiben vom 

22.4.1993 durch die zuständigen Stellen meines Hauses. Gleichzeitig wurden den 

Vertretern der "Plattform Schienen verkehr" in Anwendung des Auskunftsgesetzes 

1987 alle verlangten Auskünfte über den Stand der Angelegenheit selbstverständ­

lich gegeben. Es ist daher nicht richtig, daß Vertreter der "Plattform Schienenver­

kehr" keine Auskunft aus meinem Hause erhalten haben, vielmehr hatten Vertreter 

der genannten "Plattform Schienen verkehr " insbesondere auch Herr Dipl-Ing. 
, , 

Brandl mehrfach Gelegenheit mit den leitenden Beamten der Obersten Eisenbahn-

. behörde eingehend über ihre Vorstellungen zu diskutieren. 

Zu Frage 77: 
"Wie rechtfertigen Sie die isolierte Planung des Lainzer-Tunnels. wenn nach wie vor ein Schienen­
verkehrskonzept für den Personen- und Güterverkehr im Großraum Wien fehlt?" 

Ihre Fragestellung unterstellt nicht nur mir und den Beamten meines Hauses eine 

planlose Vorgangsweise. Dies möchte ich mit aller gebotener Deutlichkeit zurück­

weisen! 

Die Planung des Lainzer-Tunnels ist durchaus keine "isolierte Planung" und selbst­

verständlich existieren Konzepte für die verkehrsplanerische Gestaltung des Perso­

nen- und auch des Güterverkehrs nicht nur für den Großraum Wien, sondern für 

ganz Österreich. 

Davon abgesehen, daß neben einigen bereits in der Zwischenkriegszeit angestell­

ten Oberlegungen die erste Ansätze für das Projekt "Lainzer Tunnel" bis in das 

Jahr 1972 zurückreichen. 
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DerBau einer leistungsfähigen Verbindungsstrecke zwischen West- und Südbahn 

wird also schon seit längerer Zeit als notwendig erachtet. Wie Ihnen sicher be­

kannt, lassen OstÖffnung und europäische Integration sprunghafte Verkehrszunah­

men erwarten. Im Sinne der von meinen Regierungskollegen und mir postulierten 

verkehrspolitischen Priorität einer Verlagerung des Güterverkehrs von der Straße 

auf die Schiene wird der Ausbau des Schienennetzes und damit auch des Wiener 

Schienennetzes unumgänglich. Ich gehe aber davon aus, daß Ihnen diese ver­

kehrspolitischen Grundsätze doch bekannt sind und verzichte auf eine neuerliche 

eingehende Darstellung verkehrspolitischer Notwendigkeiten in dieser bereits eini­

germaßen umfangreichen Beantwortung. 

Zu Frage 78: 
"Welche verkehrswissenschaftlichen Studien liegen dem Projekt Lainzer-Tunnel zugrunde und von 
wann stammen sie?" 

Studien über den Ausbau des Schienennetzes in der Ostregion sind insbesondere 

seit 1990 Grundlagen für die von der Planungsgemeinschaft Ost (PGO), dem Land 

NÖ, der Arbeiterkammer und vom VOR erstellten Verkehrskonzepte. Ein spezielles 

Betriebskonzept für den Raum Wien liegt seitens der ÖBB seit Herbst 1992 eben­

falls vor. 

Zu Frage 79: 
"Halten Sie es fOr sinnvofl. den SchienengOterverkehr aus dem Westen aber ein einziges Gleispaar 
im SOden von Wien zu focussieren, anstalt diesen bereits vor Wien in eine Nord- und SOdroute 
bedarfsgerecht zu teilen?" 

Auch zu diesen Fragen habe ich bereits mehrfach Stellung genommen. Ich darf 

daher nur nochmals darauf verweisen, daß eine "bedarfsgerechte" Verkehrsteilung 

im krassen Widerspruch zu den Rahmenbedingungen (Situierung der Zulauf:' 

strecken, Funktion der Bahnhöfe im Reise- und Güterverkehr bzw. wirtschaftliche 

Betriebsführung) steht und daher nicht realisierbar ist. 

4773/AB XVIII. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original)24 von 30

www.parlament.gv.at



- 25-

Zu Frage 80: 
"Sehen Sie nicht durch diese unausgewogene SChienenstrukturnutzung eine Unterversorgung der 
nördlichen Stadterweiterungsgebiete mit Schienenverkehrsgütern?" 

Für eine reibungslose und marktgerechte Betriebsabwicklung (ZugbIldung, Reihung, 

Bedienung) müssen im wesentlichen einige Bahnhöfe im Qualitätsgüterverkehr 

bzw. für den konventionellen Wagenladungsverkehr, insbesondere der Bf Wien 

Zentralverschiebungsbahnhof, angefahren werden. Eine dezentrale FrachtfOhrung 

(Ablenkung) ist somit aus betriebstechnischen und wirtschaftlichen Gründen nicht 

sinnvoll. 

Zu Frage 81: 
"Wie rechtfertigen Sie die durch den Lainzer-Tunnel induzierten FoJgeprojekte, wie z.B. eine 40 km 
Tunm~/kette (Wienerwald- Lainzer- und Laaerbergtunnel), zentrale Frachtenbahnhof Inzersdorfer­
Metzgerwerke, Personen-Zentralba/mhof-Wien .. sowie eine zweite Südosttangente (8 301)?" 

Die für das Projekt Lainzer Tunnel notwendigen betrieblichen Verknüpfungen mit 

den ÖSS Netz können den Unterlagen zur Trassenverordnung entnommen werden. 

DarOberhinausgehende Projekte werden durch den "Lainzer Tunnel" zwar möglich, 

sind aber keine Notwendigkeit fOr den Betrieb des Projektes. 

Wien, am .g. J tA e,; 1993 

( Der Bundesministe~ 
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Zach, A. und O. RuUshauser (1989): Maßnahmen gegen KörpersehBIJ und Erschütterungen. 
Technische DokumenLedes ORE, DT 217 (DiS!). 

leUer, W. (1949)! Maßeinheiten fUr Schwingungsstllrke und Schwingungsempftndungsstlrke. ATZ. 

a 95 .. 97. 
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